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1 Wieso es sich lohnt, dieses Papier zu lesen 

Windenergie ist das Rückgrat der deutschen Stromwirtschaft – für Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit 

und Klimaschutz. Mit einem Anteil von 33 Prozent an der deutschen Stromerzeugung im Jahr 2024 hat sich die 

Windenergie – Onshore und Offshore – längst als Fundament der Energieversorgung etabliert und wird weiter an 

Bedeutung gewinnen. Sie ist Schlüsseltechnologie und Wirtschaftsfaktor zugleich: Die Industrie braucht und 

fordert grünen Strom, um Stahl- und Chemieproduktion zukunftsfähig zu machen, Investitionen zu tätigen und 

Wertschöpfung in den kommenden Jahren zu sichern und auszubauen. 

Windenergie ist Wachstumsmotor: Sie steht für hochqualifizierte Arbeitsplätze und industrielles Know-how in 

einem kritischen Hochtechnologiesektor, sowie für die Beteiligung von Menschen und Kommunen. Die 

Entwicklung des Ausbaus in den letzten Jahren hat eindrucksvoll bewiesen, welche Potenziale in der Windenergie 

liegen, und welchen Weg wir in der Zukunft beschreiten können. Die gesetzliche Verankerung des „überragenden 

öffentlichen Interesses“ in § 2 EEG unterstreicht den breiten gesellschaftlichen Konsens, den Ausbau weiter 

entschlossen voranzutreiben. 

Windenergie ist die Antwort auf die wirtschafts-, sicherheits- und klimapolitischen Herausforderungen unserer 

Zeit und als Grundlage wirtschaftlicher Resilienz unverzichtbar. Deshalb müssen jetzt die richtigen Weichen 

gestellt werden, damit Deutschland die Chancen der Transformation voll ausschöpfen kann. Ein kosten- und 

ressourceneffizienter Ausbau der Windenergie an Land und auf See ist nicht nur möglich – er ist für die Zukunft 

des Landes unverzichtbar. Wind für die Wirtschaft – Wirtschaft für den Wohlstand. 

In den Tagen und Wochen nach der Bundestagswahl am 23. Februar wird in Berlin über die Bildung einer neuen 

Bundesregierung verhandelt. Das vorliegende „Koalitionspapier“ des Bundesverbandes Windenergie e.V. (BWE) 

soll diese politischen Beratungen zu den Inhalten des Koalitionsvertrags im Bereich der Energiewirtschaft fachlich 

unterstützen und für Onshore- und Offshore-Windenergie einen Weg in die Zukunft aufzeigen. Diese Orientierung 

zu kurz- bis langfristigen Potenzialen, Herausforderungen und Lösungsoptionen erleichtert die Vereinbarung 

wichtiger Vorhaben für die Legislaturperiode, um die Erfolgsdynamik des Windenergieausbaus fortzuschreiben. 

Planungs- und Investitionssicherheit müssen als übergeordnetes Motiv handlungsleitend für die nächste 

Bundesregierung sein. Die Windbranche braucht stabile gesetzliche Rahmenbedingungen, um weiterhin pro Jahr 

30 Milliarden Euro in den Zubau der Windenergie an Land und auf See investieren zu können. Notwendige 

Reformen müssen an bestehende Regelungen anknüpfen und diese marktdienlich weiterentwickeln. 

• Bürokratieabbau und Genehmigungsbeschleunigung verkürzen die Projektplanung, senken Kosten und 

sind daher ein Effizienzgewinn. Die Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED III) in deutsches 

Recht muss daher höchste Priorität haben. Digitale Genehmigungsverfahren und der Abbau 

regulatorischer Hürden in allen Bereichen verkürzen die Dauer von Projekten und senken Kosten. 

• Netzausbau und Netzregulierung müssen mit dem Tempo des Zubaus der Erneuerbaren Energien Schritt 

halten. Eine effizientere Nutzung von Netzverknüpfungspunkten, verbesserter Netzbetrieb, 

Stromdirektbelieferung von Industrie und Mittelstand sowie einfache Verfahren bei der Ertüchtigung von 

Verteilnetzen sind erforderlich, um den Ausbau zu beschleunigen und Strompreise zu senken. 

• Flexibilitäten und ein zukunftsfähiges Marktsystem senken Kosten. Die Weiterentwicklung eines neuen 

EU-konformen Finanzierungsmechanismus für den Zubau der Windenergie muss Planungs- und 

Investitionssicherheit gewährleisten. Flexibilitäten wie Speicher und Elektrolyseure müssen intelligent 

angereizt werden, um die Systemintegration voranzutreiben. 
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• Europäische Wertschöpfung, Resilienz und Steuerbarkeit sicherstellen. Die Hersteller müssen gestärkt 

und die Expertise und Industrie der Windbranche im Land gehalten werden, um die Innovationsfähigkeit 

und Resilienz der Energiebranche zu sichern. Dies kann die Umsetzung der Netto-Null-Industrie-

Verordnung (NZIA) ermöglichen. Gleichzeitig ist die Energieinfrastruktur sicherheitsrelevant. Daher muss 

ihre Steuerbarkeit in Europa gewährleistet sein. 

• Politisches Engagement auf EU-Ebene ist unerlässlich. Der Green Deal steht aufgrund von 

Revisionsklauseln unter Druck, und die Verhandlungen über die Ausgestaltung des Clean Industrial Deals 

stehen erst am Anfang. Deutschland darf nicht nur national einer Vorreiterrolle einzunehmen, sondern 

muss auf europäischer Ebene mutig für die Transformation verhandeln. 

Nach der Bundestagswahl darf bei der Bildung einer neuen Bundesregierung keine Zeit verloren werden. Die in 

den letzten Monaten entstandenen Verzögerungen sind aufgrund akuten Regelungsbedarfs und europäischer 

Fristen teils misslich, bieten aber dennoch die Chance, zentrale Vorhaben neu zu denken und den gesetzlichen 

Rahmen zukunftsweisend weiterzuentwickeln. Dies ermöglicht der Windbranche, Investitionsentscheidungen zu 

treffen, Verantwortung zu übernehmen, und damit den Erwartungen von Wirtschaft und Gesellschaft an die 

Windenergie zu entsprechen. Schreiben wir diese Erfolgsgeschichte gemeinsam fort. 
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2 Das Wichtigste in Kürze 

Diese Ziele sollten die nächste Koalition leiten 
 

• Wettbewerbsfähigkeit und Klimaneutralität durch Erneuerbare Energien erreichen: 

Der eingeschlagene Weg, die deutsche Industrie auf eine klimaneutrale Produktion umzustellen, wird 

konsequent fortgesetzt. 

• Tragfähige Energiewirtschaft schaffen:  

Mit der Schaffung eines neuen Strommarktdesigns und eines Investitionsrahmens mit niedrigen 

Kapitalkosten, aber auch mit der Entlastung der Stromnetze und einem Sofortprogramm für 

Flexibilisierung stellt die Bundesregierung sicher, dass die Energiekosten insgesamt sinken. 

• Industrie stärken:  

Die Industrie soll auf den steigenden CO2-Preis reagieren können, indem sie sich selbstständig mit 

grünem Strom versorgen kann. Die damit zusammenhängende Direktbelieferung soll bereits zu 

Beginn der Legislatur erleichtert werden und so den lokalen Netzausbaubedarf reduzieren. 

• Wirtschaft entbürokratisieren:  

Durch Digitalisierung und bundesweite Standardisierung von Genehmigungsverfahren – seien es 

Transportgenehmigungen für Erneuerbare-Energien-Anlagen, Baugenehmigungen oder 

artenschutzrechtliche Untersuchungen – wird wirtschaftliches Handeln entlang der gesamten 

Wertschöpfungskette erleichtert. 

 

Diese Vorhaben im Bereich der Windenergie sind in der neuen Legislatur essenziell 
 

• Netze stärken: Flexibilitäten schaffen, Möglichkeiten zur Netzüberbauung stärken, Netzentgelte 

dynamisieren und die dringend notwendige Ertüchtigung der Verteilnetze erleichtern. 

• Mehr Marktoptionen schaffen: Produktionsseitige Flexibilitäten anreizen, z. B. Speicher und 

Elektrolyseure. 

• Direktbelieferungen entfesseln: Die Industrie bei der Dekarbonisierung durch günstigeren Strom 

unterstützen. 

• Neuen Investitionsrahmen einführen: Produktionsabhängigen Investitionsrahmen mit einem Claw-

Back-Mechanismus schaffen. 

• Regionale Wertschöpfung durch die Windenergie ausweiten: Energy Sharing auch für 

Windenergieprojekte ermöglichen. 
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Diese Themen sollte die Bundesregierung in den ersten 100 Tagen adressieren 
 

Onshore-Windenergie 
 

• Umsetzung der Regelungen zur Netzentlastung in der EnWG-/EEG-Novelle: 

Digitalisierung des Netzanschlusses und Stärkung der Netzüberbauung. 

• Umsetzung der europäischen Erneuerbare-Energien-Richtlinie RED III in deutsches Recht:  

Entlastung der Genehmigungsbehörden, damit diese nach Auslaufen der EU-Notfallverordnung 

Anträge nicht nach unterschiedlichen Genehmigungsvoraussetzungen prüfen müssen. 

• Umsetzung der BauGB-Novelle:  

Stärkung des Repowerings zum Erhalt akzeptierter Standorte 

• Umsetzung der europäischen Richtlinie zur Netzwerk- und Informationssicherheit NIS 2:  

Minimierung des Risikos von Cyber-Angriffen aus der Lieferkette 

• Unterstützung der Industrie durch Stärkung der Direktbelieferungen im EEG:  

Abschaffung des Kriteriums der unmittelbaren räumlichen Nähe im EEG 

• Sofortprogramm Flexibilisierung: Abbau von Hemmnissen für Flexibilität 

Befreiung der Großbatteriespeicher von Netzentgelten 

Privilegierung von Großbatteriespeichern im Außenbereich 

Ausschreibung von 500 MW systemdienlicher Elektrolyseure 

Befreiung der Elektrolyseure von Netzentgelten über das Jahr 2027 

Trennung der Innovationsausschreibungen in Wind und PV 

Offshore-Windenergie 

• Prozess zur Novellierung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und zur Reform des  

Offshore-Ausschreibungsdesigns einleiten  

• Einrichtung eines Finanzierungsmechanismus durch Bund und Länder für Investitionen in die für 

Deutschland wichtigen Seehäfen. 

• Zügige Umsetzung sicherheitsrelevanter EU-Gesetzgebungen wie NIS-2 und CER für die 

Cybersicherheit und den physischen Schutz der kritischen Infrastruktur. 
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3.1 Weiterentwicklung einer produktionsabhängigen 
Investitionsabsicherung 

Nutzen Investitionen in Erneuerbare Energien müssen auch in Zukunft vom Fundament der 

deutschen Wirtschaft, dem Mittelstand, getragen werden können. Dazu ist die 

Akteursvielfalt in der Projektfinanzierung und -entwicklung zu wahren. Das 

Investitionsvolumen liegt jährlich bei über 10 Milliarden Euro. 

Ein produktionsabhängiger Förderrahmen kann schrittweise, verlässlich, 

investitionsfreundlich, risikoarm und versorgungssicher weiterentwickelt werden. So lässt 

sich EU-konform die strompreisdämpfende Wirkung der Erneuerbaren nutzen, ohne dass 

Kapitalkosten steigen. Denn günstige Finanzierungskosten sind der Schlüssel auf diesem 

Weg. 

Kontext Um der von Seiten der EU geforderten Strommarktreform in Deutschland ein Stück näher 

zu kommen, stellte das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) Anfang 

August 2024 mögliche zukünftige Förderoptionen für Erneuerbare Energien vor. 

Hauptargument ist unter anderem, Übergewinne, die oberhalb der eigentlichen 

Fördernotwendigkeit liegen, der Gesellschaft zurückzuführen. Bereits während der Arbeit 

der Plattform Klimaneutrales Stromsystem (PKNS) haben die Erneuerbaren Energien klar 

darlegen können, dass sie in der Lage sind, Systemverantwortung zu übernehmen und 

Marktsignalen zu folgen. Ein zukünftiges Abschöpfungsmodell sollte dem gerecht werden 

und Marktverzerrungen vermeiden. Dies kann durch einen Abschöpfungsmechanismus 

erreicht werden, der sich an der tatsächlichen Einspeisung der Anlagen orientiert. Im 

Rahmen des sog. Optionenpapiers wurden diese produktionsabhängigen Modelle auch vom 

BMWK mit zweien der vier vorgeschlagenen Optionen berücksichtigt und vom BWE und 

dem BEE unterstützt. Gleichwohl werden aktuell trotz Warnungen der Verbände vom 

BMWK die produktionsunabhängigen Optionen forciert. Beachtlich ist, dass gerade die 

finanzierenden Banken auf die Risiken dieser Optionen hinweisen und vor einem deutlichen 

Anstieg der Finanzierungskosten warnen. Es ist zwingend notwendig, diese Expertise und 

Prognose ernst zu nehmen. Ein Fadenriss beim Ausbau der Erneuerbaren durch zu hohe 

Finanzierungsrisiken ist unbedingt zu vermeiden. 

Vorschlag Eine Änderung des Strommarktdesigns ist unumgänglich. Hier ist sogar eine kurzfristige 

Lösung umsetzbar: die Ergänzung des aktuellen Fördersystems der gleitenden Marktprämie 

um einen produktionsabhängigen Abschöpfungsmechanismus, wie er in ähnlicher Weise 

bereits mit dem StromPBG getestet wurde. Der Abschöpfungsmechanismus darf jedoch 

nicht in die Strompreisbildung eingreifen und sollte möglichst wenig administrativen 

Aufwand erfordern. Dies führt zu den geringsten Systemänderungen und birgt die 

geringsten Finanzierungsrisiken. Langfristig bietet sich an, die Idee der mengenbasierten 

Förderung weiterzuverfolgen, wie in der letzten Stellungnahme zum Optionenpapier des 

BMWK vom September 2024 deutlich gemacht wurde. 

Alle Überlegungen müssen zu einem einfachen, planbaren und vor allem finanzierbaren 

Modell führen und einen angemessenen standortangepassten Vergütungskorridor für alle 

Akteure ermöglichen, wie es sich im Referenzertragsmodell bewährt hat. Dieses sollte 

gleichermaßen Flexibilität wie auch Sicherheit bieten, damit weiterhin die Akteursvielfalt 

gewahrt bleibt und die Kapitalbeschaffungskosten auch für kleinere Akteure und 

Bürgerwindprojekte bewältigbar bleiben. 
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3.2 Wahrung der einheitlichen Gebotszone 

Nutzen Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

Kontext Der deutschlandweite einheitliche Strompreis ist einer der Gründe für den erfolgreichen EE-

Ausbau. Denn die dargebotsabhängigen Erzeugungsanlagen konnten an den sinnvollsten 

Standorten zum Ernten der Windenergie betriebswirtschaftlich sicher gebaut werden. 

Gerade für Anlagen, die ohne Förderung auskommen und sich am freien Strommarkt mit 

Power Purchase Agreements (PPA) eine betriebswirtschaftliche Grundlagen schaffen 

können, würde eine Strompreiszonenaufteilung in solchen Regionen das Aus bedeuten. 

Auch für die Verbraucher in Haushalten und der Industrie ist die Verlässlichkeit eines 

deutschlandweit einheitlichen Preises die wirtschaftliche Grundlage. Eine Aufteilung in 

mehrere Stromgebotszonen führt zu Verzerrungen der Wettbewerbsfähigkeit einzelner 

Regionen in Deutschland und vor allem zu einem Ausbaustopp der Erneuerbaren gerade in 

den Regionen, die meteorologisch die sinnvollsten Standorte für die Nutzung der 

Windenergie sind. Auch industrielle Verbraucher werden sich nicht kurz- oder mittelfristig 

an einen neuen Stromgebotszonenzuschnitt anpassen können. 

Vorschlag Ein „Umzug“ der Industrie in Regionen mit niedrigerem Strompreis ist eine 

unwahrscheinliche Vorstellung, die dringend vom Tisch muss. Es ist ohnehin zwingend 

notwendig, den Netzausbau zu beschleunigen und die Kostenverteilung dazu in der neuen 

Legislaturperiode zügig anzugehen. Nur so können bestehende Industrie- und EE-Standorte 

in den volkswirtschaftlich und dargebotsabhängig sinnvollsten Regionen weiter genutzt und 

ausgebaut werden. 
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4.1 Notwendigkeit von Flexibilisierung 

Nutzen Windenergie liefert bereits jetzt günstigen, klimafreundlichen und heimisch produzierten 

Strom. Ihr Beitrag zu einer sicheren und wirtschaftlichen Stromversorgung kann mit 

weiteren systemischen Umstellungen sogar noch gesteigert werden. 

Kontext Hierfür braucht es insbesondere verbrauchs- sowie produktionsseitige Flexibilisierungen. 

Darunter sind Anreize und Maßnahmen zum „peak shaving“ zu verstehen, hinter denen eine 

einfache, aber zwingende Logik steht: Grüner Strom muss vornehmlich dann verbraucht 

bzw. gespeichert werden, wenn er im Überfluss zur Verfügung steht. 

Vorschlag Der konsequente Einsatz von Flexibilitäten ist eine No-Regret-Maßnahme, die zu 

Kostensenkungen für Wirtschaft und Gesellschaft führt. Das Glätten von Einspeisespitzen 

entlastet das Netz und reduziert somit die Ausgaben für Redispatch-2.0-Maßnahmen und 

Netzausbau. Die zeitliche Verschiebung des Stromverbrauchs durch Speichermedien 

ermöglicht es, die installierte Leistung der Erneuerbaren Energien voll auszunutzen. 

Batteriespeicher können zudem kurzfristige Leistungsausfälle ausgleichen und so die 

Versorgungssicherheit erhöhen. Zuletzt: Die Industrie benötigt schnell grünen Wasserstoff. 

Ein Blick in die Praxis zeigt: Mehrere Flexibilisierungsmaßnahmen sind bereits sowohl 

technisch verfügbar als auch marktdienlich einsetzbar. Vor diesem Hintergrund unterbreitet 

der BWE im Folgenden Vorschläge für die konkrete Umsetzung einer Flexibilitätsagenda. 

Vorschlag zur 

verbraucher-

seitigen 

Flexibilisierung 

Variable Netzentgelte und dynamisierte Stromtarife 

Netzdienliches Verhalten muss sich lohnen – dies gilt sowohl für die Industrie als auch für 

Privatpersonen. Deswegen plädiert der BWE für eine Netzentgeltreform, die eine 

Anpassung des eigenen Verbrauchs an das EE-Einspeiseprofil anreizt. Flexibilisieren 

Industriekunden ihren Verbrauch, so sollen sie von auslastungsabhängigen Netzentgelten 

entlastet werden. Zudem muss für alle Endverbraucher ein Anreiz gesetzt werden, zur 

Netzstabilisierung beizutragen und ihren Strombezug in die Zeitfenster zu verlegen, in 

denen viel grüner Strom zur Verfügung steht. Dass Lieferanten ab diesem Jahr Haushalten 

dynamische Tarife anbieten müssen, ist ein erster wichtiger Schritt. Für die Zukunft benötigt 

es darüber hinaus eine zügige Umsetzung des Energy Sharing. 

Unbedingte technische Voraussetzung für die Dynamisierung von Stromtarifen und die 

Anpassung der Netzentgelte ist der Rollout von Smart-Meter-Gateways. Nur so können 

Stromproduktion und -verbrauch in Echtzeit synchronisiert werden. Die EE-Branche 

benötigt eine geordnete Umsetzung mit klaren Informationen zum Zeitplan und zur 

Verfügbarkeit der Geräte. 

Vorschläge zur 

produktions-

seitigen 

Flexibilisierung 

Power-to-Heat  

Nechlin in Brandenburg macht es vor: Mit der überschüssigen Energie des örtlichen 

Windparks wird hier bereits seit 2020 ein ganzes Dorf zuverlässig mit Wärme versorgt. 

Ermöglicht wird dies durch die Kopplung mit einem Warmwasserspeicher und einem 

Tauchsieder. Das Konzept ist auf andere Orte übertragbar. Projektskizzen für weitere 

Ortsteile der Gemeinde Uckerland liegen bereits vor. Damit Power-to-Heat weiter Schule 

machen kann, ist die oben skizzierte Reform der Netzentgelte dringend erforderlich. 

Solange Netzentgelte noch Fixkosten darstellen, wird eine systemdienliche, lastvariable 

Fahrweise wirtschaftlich verhindert. 

https://www.wind-befluegelt.de/erfolgsgeschichten/nechlin
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Großbatteriespeicher  

Großbatteriespeicher stellen schon jetzt Regelenergieleistung bereit und wirken so 

netzstabilisierend. Diese Entwicklung gilt es zu bestärken. Batteriespeicher müssen im 

Außenbereich privilegiert werden, uneingeschränkt an §13k-Ausschreibungen teilnehmen 

können und weiterhin von Netzentgelten sowie zusätzlich von Baukostenzuschüssen befreit 

werden.  

Grüner Wasserstoff 

Zudem müssen in der nächsten Legislaturperiode jährlich 500 MW für systemdienlich 

betriebene Elektrolyseure ausgeschrieben werden. Der BWE spricht sich zudem dafür aus, 

diese H2-Erzeuger über das Jahr 2027 hinaus für den Bezugsstrom von Netzentgelten zu 

befreien. 

Empfehlung Sofortprogramm zur Beseitigung von Flexibilitätshindernissen 

• Befreiung der Großbatteriespeicher von Netzentgelten 

• Privilegierung von Großbatteriespeichern im Außenbereich 

• Ausschreibung von 500 MW systemdienlicher Elektrolyseure 

• Befreiung der Elektrolyseure von Netzentgelten über das Jahr 2027 

• Trennung der Innovationsausschreibungen in Wind und PV 

Agenda 2030 

• Schaffung variabler Netzentgelte 

• Dynamisierung der Stromtarife 

• Geordneter Rollout von Smart-Meter-Gateways 

4.2 Direktbelieferungen für die Industrie 

Nutzen Die Direktbelieferung ermöglicht der Industrie kostengünstigen grünen Strom direkt vor Ort 

und entlastet zugleich den öffentlichen Netzausbau. 

Kontext Ein industrie- und damit abnehmergetriebener Ausbau der Windenergie an Land auf 

Grundlage von Direktbelieferungen findet aktuell aufgrund fehlender Anreize und 

regulatorischer Hemmnisse trotz großer Nachfrage aus der Wirtschaft nur in absoluten 

Ausnahmefällen statt. 

Vorschlag Das Kriterium der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ sollte aus dem EEG und die maximale 

Leitungslänge von 5 km aus dem EnWG gestrichen werden. Anders als bei PV-Anlagen muss 

bei Windenergieanlagen schon aus immissionsschutzrechtlichen Gründen ein gewisser 

Abstand zur Bebauung und damit zur Verbrauchsstelle eingehalten werden. Der Begriff der 

unmittelbaren räumlichen Nähe geht hier fehl. Eine Beschränkung der Distanz der Anlagen 

zum abnehmenden Unternehmen sollte sich allein aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten 

ergeben. Diese verhindern zugleich Befürchtungen von überlangen Direktleitungen.  

Norm EnWG, EEG 

https://www.presseportal.de/pm/104174/4276237
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4.3 Wind-Speicherlösungen durch Innovationsausschreibungen 

Nutzen Speicherlösungen für eine bessere Planbarkeit für die Einspeisung Erneuerbarer Energien 

Kontext Im Bereich der Energiespeicher sind technische Innovationen und ein verlässlicher 

regulatorischer Rahmen von zentraler Bedeutung, um Investitionssicherheit zu 

gewährleisten. Die Innovationsausschreibungen im EEG wurden ursprünglich als ein solcher 

Rahmen konzipiert. Doch die Tatsache, dass nahezu keine Wind- und Speicherprojekte 

einen Zuschlag erhalten haben, macht deutlich, dass eine dringende Anpassung der 

Regelungen erforderlich ist. Derzeit profitieren ausschließlich PV-Speicher-Kombinationen 

von den Förderungen. 

Vorschlag Ein effektiver Lösungsansatz wäre die technologiespezifische Trennung der 

Ausschreibungen für PV- und Wind-Speicher-Kombinationen mit jeweils angepassten 

Höchstwerten. Nur so lassen sich faire Wettbewerbsbedingungen schaffen und eine 

größere Vielfalt an Projekten realisieren. Eine stärkere Einbindung der Windenergie würde 

nicht nur den Ausbau dringend benötigter Speicherlösungen fördern, sondern auch die 

Diversifizierung unserer Stromerzeugung vorantreiben. Diese Diversifizierung erhöht die 

Stabilität des gesamten Energiesystems und senkt die volkswirtschaftlichen Kosten, indem 

sie den Bedarf an Redispatch-Maßnahmen reduziert. Darüber hinaus ist es essenziell, den 

Netzstrombezug und eine effiziente Netznutzung zu ermöglichen, um die Wirtschaftlichkeit 

und Systemdienlichkeit von Speichern weiter zu optimieren. Die Branche ist bereit, in 

großem Umfang zu investieren, sobald die regulatorischen Rahmenbedingungen 

entsprechend angepasst werden. 

Norm EEG 

4.4 Cybersicherheit: Anforderungen der NIS-2 an Anlagenbetreiber 
praxisnah umsetzen 

Nutzen Sicherstellung der Cybersicherheit von Windenergieparks 

Kontext Mit der EU-NIS-2-Richtlinie wird ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Aufrechterhaltung 

der Cybersicherheit in der gesamten EU geschaffen. Die Mitgliedsstaaten sind aufgefordert, 

nationale Cybersicherheitsstrategien festzulegen und bei der grenzüberschreitenden 

Reaktion und Durchsetzung mit der EU zusammenzuarbeiten. In Deutschland geschieht dies 

mit dem NIS-2-Umsetzungsgesetz, welches nach EU-Vorgaben bis zum Oktober 2024 

umgesetzt sein sollte. 

Vorschlag Der BWE begrüßt die Regelungsentwürfe im NIS-2-Umsetzungs- und 

Cybersicherheitsstärkungsgesetz (letzter Stand Formulierungshilfe 02.12.2024) und 

unterstützt das Ansinnen des BMI weitere Maßnahmen zur Stärkung der Cybersicherheit in 

Deutschland zu verabschieden. Jedoch werden noch einige offene Fragen und konkreter 

Änderungsbedarf gesehen. So ist bei der Klärung der Betroffenheit von Unternehmen der 

Begriff „Unabhängigkeit“ nicht konkretisiert; zudem ist die Abgrenzung, wann eine 

„Hinzurechnung“ der Daten von Partner- oder verbundenen Unternehmen erfolgen soll, 

unklar. Aus Sicht des BWE ist bei der Bestimmung, ob ein Unternehmen in den 

Anwendungsbereich des NIS-2-Umsetzungsgesetzes fällt, jedes Unternehmen einzeln zu 
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betrachten. Hier bedarf es einer Differenzierung für den Fall, dass eine Tochtergesellschaft 

eine Betreibergesellschaft eines Windparks ist und die Muttergesellschaft die technische 

und kaufmännische Betriebsführung des Windparks übernommen hat. Ebenfalls sollte 

klargestellt werden, dass eine Zertifizierungspflicht ausschließlich für kritische Anlagen 

gemäß BSI-KritisV gilt. 

Norm NIS-2-Umsetzungsgesetz 

Empfehlung Der ausgereifte Entwurf zum NIS-2-Umsetzungsgesetz lag im Herbst 2024 vor und sollte 

rasch in das parlamentarische Verfahren eingebracht werden. 

4.5 Sicherstellung von Cybersicherheit für Windenergieanlagen in 
Deutschland 

Nutzen Stärkung der nationalen Sicherheit, Minimierung des Risikos von Cyber-Angriffen aus der 

Lieferkette 

Kontext Der sichere Betrieb jeder einzelnen am Netz angeschlossenen Windenergieanlage muss 

über ihre gesamte Lebensdauer gewährleistet sein; dies ist zentral für die Sicherung der 

Energieversorgung und die nationale Sicherheit.  

Um eine gesetzliche Basis für entschiedenes Handeln zu schaffen, ist die schnellstmögliche 

Umsetzung der europäischen NIS-2-Richtlinie in nationales Recht notwendig. 

Vorschlag Der BWE begrüßt die vorgelegten Regelungsentwürfe zur Lieferkette im Rahmen des NIS-2-

Umsetzungs- und Cybersicherheitsstärkungsgesetzes (Stand: Formulierungshilfe vom 

02.12.2024) und unterstützt das Bestreben des Bundesministeriums des Innern und für 

Heimat (BMI), weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Cybersicherheit in Deutschland 

auf den Weg zu bringen. 

Um das Risiko von Angriffen über die Lieferkette wirksam zu minimieren, ist es essenziell, 

dass für Netzkomponenten, Steuerungstechnologien und Stromerzeugungsanlagen strenge 

Anforderungen hinsichtlich Herstellung, Zugriff, lebenslangem Support und Wartung 

festgelegt werden. Der Einsatz von Windenergieanlagen und deren Komponenten im 

deutschen und europäischen Versorgungssystem muss zwingend die notwendigen 

deutschen und europäischen Sicherheitsstandards erfüllen. Andernfalls könnte die 

Sicherheit des Versorgungssystems gefährdet werden, insbesondere wenn Herstellern oder 

Aufsichtsbehörden in Deutschland, Europa oder verbündeten Staaten keine umfassenden 

Handlungs- und Durchsetzungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

Es ist daher von zentraler Bedeutung, dass die Handlungsspielräume aus der Umsetzung der 

NIS-2-Richtlinie effektiv genutzt und konsequent von den zuständigen Behörden 

durchgesetzt werden. Dies schließt ausdrücklich die Möglichkeit ein, den Einsatz 

bestimmter kritischer Komponenten oder Anlagen zu untersagen. Entsprechende 

Begriffsbestimmungen und Rechtsverordnungen sollten diesem Anspruch Rechnung tragen 

und eine klare Grundlage für die praktische Umsetzung bieten. 

Norm NIS-2-Umsetzungsgesetz 
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Empfehlung Effektive Umsetzung des NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstärkungsgesetzes zur 

Stärkung der nationalen Sicherheit. Weiterhin sollte Cybersicherheit als umfassendes 

Präqualifikationskriterium verankert werden. 

4.6 Erhöhung der Stromproduktion bei gleicher Anlagenzahl 

Nutzen Kurzfristige Erhöhung der Stromproduktion bei gleicher Anlagenzahl und Wahrung der 

Akzeptanz 

Kontext Um die gesellschaftlich gewünschten und politisch festgesetzten Ziele für die Strommengen 

aus Erneuerbaren Energien zu erreichen, schlägt der BWE eine Erhöhung der zulässigen 

nächtlichen Emissionswerte im Winter vor. 

Vorschlag Konkret geht es um die Möglichkeit, nachts den Schall um vier Dezibel gegenüber dem 

genehmigten Wert zu erhöhen. Diese Erhöhung der Emissionswerte soll nur in den 

Wintermonaten möglich sein, weil sich die meisten Menschen in dieser Zeit in ihren 

Wohnungen und Häusern mit geschlossenen Fenstern befinden. Gleichzeitig ist im Winter 

die Stromerzeugung aus Windenergie am höchsten. Dadurch lässt sich die Effizienz des 

bestehenden Anlagenparks in Deutschland deutlich steigern, wodurch erheblich mehr 

kostengünstiger, erneuerbarer und CO2-freier Strom gewonnen werden kann. Eine 

entsprechende Vorschrift sollte in die TA Lärm aufgenommen werden. In der Vergangenheit 

hat sich die Regelung des nicht verlängerten § 31k Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) (temporäre Mehrerzeugung zur Zeit der Gasmangellage) sowohl für eine 

kurzfristige Erhöhung der Stromproduktion als auch unter Akzeptanzaspekten bewährt und 

zudem zur Bereitstellung von kostengünstigem Strom beigetragen. 

Norm TA Lärm 

Empfehlung Im Herbst 2024 sollte die TA Lärm novelliert werden. Sollte der Prozess durch die neue 

Regierung aufgenommen werden, lässt sich die hier vorgeschlagene Regelung leicht 

aufnehmen. 

4.7 Sicherstellung der Vergütungsdauer 

Nutzen Investitionssicherheit 

Kontext Im Dezember 2023 wurden die Realisierungsfristen für Windenergieanlagen an Land um 

sechs Monate verlängert, um auf Probleme in der Lieferkette zu reagieren. Obwohl auch die 

Pönalefristen angepasst wurden, blieb der Vergütungsbeginn unverändert. Die 20-jährige 

Vergütungsdauer startet weiterhin 30 Monate nach Zuschlag, trotz der neuen Frist zur 

Realisierung von 36 Monaten. Dies führt zu Vergütungsverlusten bei Projekten, die noch 

keinen Strom einspeisen und schwächt die Finanzierung. 

Vorschlag Korrektur der Realisierungs- und Pönalefristen in EEG § 36i 

Norm EEG 

 



 

 

 

16 von 38 

 

4.8 Duldungspflicht für Privatgrundstücke 

Nutzen Erleichterte Verlegung von Stromkabeln sowie erleichterter Transport von 

Anlagenkomponenten bei angemessener Entschädigung der betroffenen 

Grundstücksbesitzer 

Kontext Das im April 2024 verabschiedete Solarpaket I enthält eine Duldungspflicht für Flächen der 

öffentlichen Hand. In der Folge sind die Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten 

solcher Grundstücke verpflichtet, unter anderem das Verlegen und Betreiben von 

Stromleitungen zum Anschluss von EE-Anlagen an den Verknüpfungspunkt zu dulden und 

Wegerechte zu gewähren. 

Vorschlag Der BWE beobachtet, dass diese Änderung in der Praxis zu einer geringen Nutzbarkeit des 

Werkzeugs aus §§ 11a und b EEG führt, da nur Flächen der öffentlichen Hand betroffen sind. 

Zudem ist die Duldungspflicht in § 11b EEG nur auf das Recht zur Überfahrt während der 

Errichtung und des Rückbaus beschränkt. Wesentlich für eine Nutzbarkeit ist jedoch auch 

das Recht zur Überfahrt zu Wartungszwecken, sowie die Nutzung des 

Überschwenkbereichs. Außerdem sollte eine Ausweitung des Nutzungsrechts auf 

Privatgrundstücke den Passus für eine echte Beschleunigung erfolgen. 

Norm EEG 

4.9 Erhalt der Akteursvielfalt 

Nutzen Eine hohe Akteursvielfalt stärkt die Resilienz der Windenergiebranche.  

Kontext Eine Vielzahl von Akteuren und Geschäftsmodellen trägt zum raschen und 

standortgerechten Ausbau der Windenergie bei. Der so entstehende Wettbewerb führt 

außerdem zu (kosten-)effizienten Lösungen. Anders als bundesweit agierende 

Unternehmen können lokale Bürgerwindprojekte dabei nicht von möglichen 

Synergieeffekten profitieren. Als Einzelprojekte ohne diversifiziertes Portfolio tragen diese 

kleinen Akteure zudem ein hohes Startrisiko. Unter anderem aus diesen Gründen existiert 

das Förderprogramm für Bürgerenergiegesellschaften der Bundesregierung. In der 

kommenden Legislaturperiode muss es noch praxistauglicher ausgestaltet werden. 

Vorschlag Die Zugangsvoraussetzungen zum Förderprogramm müssen an die Realität angepasst 

werden. Insbesondere bedarf es einer Novellierung des § 3 Nummer 15 lit. a) EEG 2023. Wir 

schlagen vor, dass zum Zeitpunkt der bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

eine Beteiligung von mindestens 10 Personen nachgewiesen werden muss, während der 

Nachweis von 50 beteiligten Personen erst bei Inbetriebnahme der Anlage erforderlich ist. 

Zudem sieht die Förderrichtlinie aktuell ein Maximum von 25 MW installierter Leistung pro 

Antragsteller vor. Da sich die WEA-Technik stetig weiterentwickelt, ist es nicht mehr 

zeitgemäß, die Leistung als Bezugsgröße heranzuziehen. Wir regen stattdessen an, die 

Begrenzung auf eine feste Anlagenanzahl festzulegen. 

Norm EEG 
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5.1 Umsetzung der RED III zur Entlastung der Behörden 

Nutzen Beschleunigter Ausbau der Windenergie bei gleichzeitiger Entlastung der Behörden durch 

ein vereinfachtes und konsistentes Genehmigungsverfahren. 

Kontext Die RED III ist als europäische Richtlinie am 20. November 2023 in Kraft getreten. Sie 

etabliert ein Regime, das Erneuerbaren Energien eine neue und gestärkte Verantwortung 

für den Klimaschutz und die Sicherheit der Energieversorgung anerkennt. Demnach sollen 

auf für Erneuerbare Energien vorgesehenen Flächen vereinfachte und beschleunigende 

Regeln gelten. Dies eröffnet zwei gleichermaßen große Chancen für den beschleunigten 

Ausbau der Windenergie bei gleichzeitiger Entlastung der Behörden. 

Hierfür hat die RED III zwei neue Gebietskategorien eingeführt: Erneuerbare-Energien-

Gebiete und Beschleunigungsgebiete. Insbesondere durch die Ausweisung der 

Beschleunigungsgebiete bietet die RED-III Beschleunigung. Hier sollen Behörden geeignete 

Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen bereits auf Planebene festlegen, welche bei 

der Errichtung von Anlagen zur Erzeugung Erneuerbarer Energie und von Energiespeichern 

zu ergreifen sind, um mögliche negative Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu 

verringern. Dies führt dazu, dass Behörden auf Genehmigungsebene etwaige 

Minderungsmaßnahmen schneller und zielgerichteter anordnen können. 

Vorschlag  Die Richtlinie sieht nicht nur eine umfassende Digitalisierung der Genehmigungsschritte vor, 

sondern stellt auch fest, dass die oben geschilderte Überprüfung, das „Screening“, anhand 

vorhandener Daten zu erfolgen hat. Im „Pakt für Planungs- und 

Genehmigungsbeschleunigung” zwischen dem Bund und den Ländern wurde bereits 

erkannt, dass eine „vereinfachte digitale Verfügbarkeit von Umwelt- und Artenschutzdaten 

dazu beitragen kann, Genehmigungsverfahren effizienter durchzuführen“. Dafür hatte sich 

der Bund vorgenommen, ein digitales Portal für Umweltdaten einzurichten, das 

perspektivisch um planungsrelevante Umweltdaten ergänzt wird. Ein solches 

Umweltdatenkataster wäre äußerst hilfreich, um die schwierige Lage mit heterogenen und 

zwar verfügbaren, aber nicht gesicherten Daten in den einzelnen Bundesländern anzugehen 

und damit die Behörden zu entlasten, indem sie in einfachen Schritten auf vorhandene 

Daten zugreifen können. 

Besondere 

Vorteile für 

Behörden 

Darüber hinaus profitieren Genehmigungsbehörden von weiteren Entlastungen durch die 

RED III. Auf Genehmigungsebene sind in den Beschleunigungsgebieten keine UVP-, FFH- und 

artenschutzrechtlichen Prüfungen mehr durchzuführen. Vielmehr muss die Behörde mit 

dem sogenannten Screening nur noch prüfen, ob das konkrete Projekt, hinsichtlich der 

Schutzgüter der vier EU-Richtlinien höchstwahrscheinliche, erhebliche, unvorhergesehene, 

negative Umweltauswirkungen haben wird. Die Behörde entscheidet demnach nur über das 

„Wie“ und nicht das „Ob“ des Projekts. 

Neben der überschlägigen Prüfung enthält die RED-III weitere Vorgaben zu Fristen. So muss 

die Behörde für das Screening Fristen von 30 bzw. 45 Tagen einhalten. Trifft die Behörde in 

dieser Zeit keine begründete Entscheidung, so wird laut Richtlinie fingiert, dass das konkrete 

Projekt keine höchstwahrscheinlichen, erheblichen, unvorhergesehenen, negativen 

Umweltauswirkungen haben wird. Auch dies könnte bei pragmatischer, richtliniennaher 

Umsetzung einen erheblichen Vorteil für die behördliche Genehmigungspraxis darstellen. 

Norm RED III-Umsetzungsgesetz mit Anpassungen im EEG, WindBG, BauGB, ROG und BImSchG 
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Empfehlung Der BWE regt an, die RED III eins zu eins zu den EU-rechtlichen Vorgaben umzusetzen. Und 

damit etwaige Spielräume zur Entlastung der Behörden und der damit einhergehenden 

Verfahrensbeschleunigung vollumfänglich auszuschöpfen. 

5.2 Einführung der Probabilistik 

Nutzen Einsatz einer wissenschaftlichen Methode zur Prüfung des Kollisionsrisikos von Greifvögeln 

an Windenergieanlagen zur Verschlankung von behördlichen Entscheidungsprozessen. 

Kontext Wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten sind in Deutschland durch das 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geschützt. Die sogenannte Signifikanzbewertung 

geht in Bezug auf die Windenergie der Frage nach, ob ein Vorhaben das Verletzungs- und 

Tötungsrisiko für ein Individuum einer in der Artenliste geführten Brutvogelart signifikant 

(also deutlich) erhöht oder nicht. Dazu müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: Eine 

Abschätzung und Quantifizierung des vorhabenbedingten Kollisionsrisikos, die Bestimmung 

des allgemeinen Grund- oder Lebensrisikos, ein Vergleich dieser beiden Risiken sowie die 

Festlegung eines Schwellenwertes, ab dem eine Erhöhung des Kollisionsrisikos als nicht 

mehr akzeptabel gilt. 

Vorschlag Alle bisherigen Versuche der Signifikanzbewertung stellen lediglich eine vorsorgliche 

Annäherung an das eigentlich konkret zu bestimmende Tötungsrisiko dar. Die Probabilistik 

entspricht als wissenschaftlich erarbeitete und validierte Methode zur 

Signifikanzbewertung dem aktuellen Stand der Wissenschaft. Sie ist aufgrund der 

Einbindung aller maßgeblicher Parameter zur Bestimmung des Kollisionsrisikos allen 

anderen bisherigen Methoden überlegen. 

Die probabilistische Berechnung ist bisher die einzige Methode, die tatsächlich in der Lage 

ist, die in Gesetz und Rechtsprechung definierten Kriterien der Signifikanzbewertung zu 

erfüllen, d. h. das Kollisionsrisiko (Tötungs- und Verletzungsrisiko) an Windenergieanlagen 

konkret zu ermitteln bzw. zu quantifizieren und ins Verhältnis zum allgemeinen Grundrisiko 

zu setzen. 

Mit dem Raumnutzungs-Kollisionsrisiko-Modell (RKR-Modell) steht seit September 2024 

eine finalisierte und validierte Prüfmethode zur Signifikanzbewertung für den Rotmilan 

vollzugsfähig vor, sodass sie somit bundesweit in den Genehmigungsverfahren anwendbar 

wäre. Die Probabilistik mit dem RKR-Modell muss nun zügig in das BNatSchG aufgenommen 

werden. 

Norm BNatSchG 
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5.3 Ausweitung von bundeseinheitlichen Vorgaben im Artenschutz 

Nutzen Rechtssicherheit für Behörden und Projektierungsunternehmen 

Kontext Nachdem der Bund im Jahr 2022 das Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) in Bezug 

auf WEA und kollisionsgefährdete Brutvögel in § 45b Absatz. 1-6 BNatSchG geregelt und – 

entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) – standardisiert hat, 

bedarf es dringend vergleichbarer bundeseinheitlicher Vorgaben auch hinsichtlich des 

Störungs- und Zerstörungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 & Nr. 3 BNatSchG). Warum? In Bezug 

auf das Störungs- und Zerstörungsverbot besteht erhebliche Unsicherheit in der 

Genehmigungspraxis, weshalb Naturschutzbehörden mitunter eine „nicht 

auszuschließende“ Verletzung der Störungs- oder Zerstörungsverbots in den Raum stellen 

und damit teilweise die bundeseinheitliche Standardisierung des Tötungs- und 

Verletzungsverbots konterkarieren, indem sie an neuer Stelle Planungs- und 

Rechtsunsicherheit schaffen. 

Die Standardisierung des Tötungs- und Verletzungsverbots hat die Rechtssicherheit von 

Genehmigungsverfahren deutlich verbessert und damit entbürokratisiert und beschleunigt. 

Gleiches wäre für das Störungs- und Zerstörungsverbot wünschenswert. 

Vorschlag Dies zeigt: Es bestehen erhebliche Unsicherheiten und daher ein dringender Bedarf für eine 

umfassende, einheitliche und konkrete gesetzliche Maßstabsbildung, die Behörden und 

Projektierenden Rechtssicherheit gibt und entlastet. Ein solcher bundeseinheitlicher 

Maßstab wird auch beim Fledermausschutz benötigt, um rechtliche und faktische 

Unsicherheiten auszuräumen und die Genehmigungsverfahren rechtssicher zu gestalten. 

Norm Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

5.4 Erleichterung des Repowerings 

Nutzen Deutlich höhere Produktion erneuerbaren Stroms, ohne die Gesamtanzahl der 

Windenergieanlagen deutlich zu erhöhen. 

Kontext Beim Repowering werden alte Windenergieanlagen durch leistungsfähigere Anlagen 

ersetzt. Dadurch steigt die Stromerzeugung von Windparks mit weniger Windkraftanlagen 

als zuvor.  

Durch das vorzeitige Ende der Bundesregierung und ihrer parlamentarischen Mehrheit ist 

die am 04. September 2024 vom Bundeskabinett beschlossene Novelle des Baugesetzbuchs 

(BauGB) und damit auch die Bestrebung, bestehende bauplanungsrechtliche Hemmnisse 

für das Repowering zu beseitigen, zum Erliegen gekommen. 

Vorschlag Es sind insbesondere Anpassungen im BauGB bei der Anwendung der Repowering-

Vorschriften notwendig. 

Im Falle des § 245e Absatz 3 BauGB steht die Sonderregelung unter dem Vorbehalt, dass die 

“Grundzüge der Planung” durch die Zulassung des Repowering-Vorhabens nicht berührt 

werden dürfen. Die Auslegung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs sorgt in der Praxis 

weiterhin für erhebliche Rechtsunsicherheit und verhindert die Realisierung zahlreicher 
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Repowering-Vorhaben außerhalb von Windenergiegebieten. Die Voraussetzung, dass die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden dürfen, sollte daher gestrichen werden. 

Zudem ist aus Sicht des BWE die Definition des Repowerings im BauGB anzupassen. Die 

neue Abstandsregelung von 5H Abstand zur Altanlage sowie die Zeitvorgabe von 48 

Monaten im § 16 BImSchG sollten unbedingt auch auf die bauplanungsrechtlichen 

Erleichterungen Anwendung finden. Hierdurch wird ein Gleichlauf des BauGB mit dem 

jüngst novellierten BImSchG dauerhaft gesichert und dem drängenden Ausbaubedarf weiter 

Rechnung getragen.  

Norm Baugesetzbuch (BauGB) 

Empfehlung Der Gesetzentwurf zur BauGB-Novelle war fachlich sehr ausgereift und befand sich im 

Herbst 2024 bereits im parlamentarischen Verfahren. Die neue Bundesregierung sollte den 

Gesetzgebungsprozess rasch wieder aufnehmen und zum Abschluss bringen. 

5.5 Digitalisierung von Genehmigungsverfahren 

Nutzen Entlastung der Behörden durch ein standardisiertes, digitales Antragssystem 

Kontext Mit der Novelle des BImSchG im Juni 20211 wurden erstmals verbindliche Vorgaben zur 

elektronischen Antragstellung eingeführt. Diese Neuerung bietet eine vielversprechende 

Chance, die Antragstellung und -bearbeitung deutlich zu erleichtern. 

Vorschlag Genehmigungsbehörden können also wirksam entlastet werden, wenn Bund und Länder ein 

einheitliches und standardisiertes digitales Antragssystem bereitstellen. Das bereits 

bestehende ELiA-System könnte hierfür als Grundlage dienen. 

Für eine größtmögliche Effizienz und Entlastung im Rahmen der Modernisierung der 

öffentlichen Verwaltung sollte neben der Antragstellung das gesamte 

Genehmigungsverfahren digitalisiert werden. Derzeit entstehen in den Verfahren häufig 

umfangreiche Aktenordner voller Genehmigungsunterlagen, die durch eine vollständige 

Digitalisierung vermieden werden könnten. 

Dabei sollten auch die Träger öffentlicher Belange über eine zentrale, gemeinsame 

Plattform eingebunden werden. Auf einer solchen Plattform könnten Antragsteller*innen 

und Behörden Stellungnahmen einsehen, Dokumente wie Gutachten hochladen und alle 

relevanten Unterlagen übersichtlich und jederzeit verfügbar abrufen. Zusätzlich ließen sich 

durch eine digitale Plattform Bearbeitungszeiten verkürzen, da Anfragen und Dokumente 

ohne Verzögerung bereitgestellt werden könnten. Auch die Einhaltung von Fristen würde 

durch eine transparente Übersicht erleichtert. So würde das Genehmigungsverfahren nicht 

nur schneller, sondern auch strukturierter und nutzerfreundlicher gestaltet. 

Norm Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

 

 

1 Bundestag (2024): Gesetz zur Verbesserung des Klimaschutzes beim Immissionsschutz, zur Beschleunigung 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren und zur Umsetzung von EU-Recht – LINK. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/116/2011657.pdf
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5.6 Entlastungen bei Großraum- und Schwerlasttransporten 

Nutzen Schnellerer Transport der Windenergieanlagen zu den jeweiligen Standorten durch eine 

Entbürokratisierung und Harmonisierung von Vorschriften 

Kontext Windenergieanlagen bestehen aus großen, unteilbaren Komponenten wie Rotorblättern, 

die nur mit Hilfe von Sondertransporten zu den jeweiligen Baustellen transportiert werden 

können. Eine reibungslose Durchführung von Großraum- und Schwerlasttransporten (GST) 

ist daher ein Schlüsselfaktor für den schnellen Ausbau der Windenergie. Um das Ziel eines 

jährlichen Zubaus von 10 GW in Deutschland zu erreichen, sind rund 30.000 GST/Jahr 

erforderlich. 

Derzeit wird der Prozess durch eine komplizierte und uneinheitliche Antrags- und 

Genehmigungspraxis erschwert. Unterschiedliche Regelungen in den Bundesländern führen 

zu vermeidbaren Verzögerungen und höheren Kosten. 

Vorschlag Eine umfassende Entbürokratisierung und Harmonisierung der Vorschriften sind daher 

unerlässlich, um den Ausbau der Windenergie effizienter zu gestalten. Ein wichtiger Schritt 

war die Novellierung der Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO) im 

Dezember 2024. Nun ist es dringend erforderlich, auch die Richtlinien für Großraum- und 

Schwertransporte (RGST) aus dem Jahr 2013 zu überarbeiten. Dieses zentrale Regelwerk 

definiert die Vorgaben für die Antragstellung, Antragsprüfung und die Gestaltung der 

Genehmigungsbescheide und muss an die aktuellen Herausforderungen angepasst werden. 

Darüber hinaus braucht es ein durchgehend digitales Genehmigungsverfahren, eine 

personelle Verstärkung der zuständigen Behörden sowie verständlich formulierte GST-

Bescheide. Diese Maßnahmen würden die Abläufe erheblich vereinfachen und den Ausbau 

der Windenergie spürbar beschleunigen. 

Norm Richtlinien für Großraum- und Schwertransporte (RGST) 

5.7 Umsetzungsleitfaden zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 

Nutzen Verringerung des Verwaltungsaufwandes der Netzbetreiber, die derzeit 

Einzelberechnungen und Einzelrückerstattungen durchführen müssen. 

Kontext Am 31. Dezember 2024 ist die Frist zur Ausstattung von Windenergieanlagen (WEA) mit 

einem System zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ausgelaufen. Alle etwa 

16.000 Bestandsanlagen mussten demnach bis zum 1. Januar 2025 ein solches System 

installiert und in Betrieb genommen haben (§ 9 Abs. 8 EEG 2023). Dies gilt auch für 

Neuanlagen, die ab dem 1. Januar 2025 in Betrieb gehen. Problematisch ist hier jedoch, dass 

die Inbetriebnahme des BNK-Systems eine Inbetriebnahme der Anlage voraussetzt. Dies 

stellt jedoch einen Verstoß nach § 9 Abs. 8 EEG dar. Das Gesetz enthält also einige 

Regelungslücken, die es zu schließen gilt, damit Betreiber nachweisen können, dass sie alles 

Notwendige unternommen haben, damit der Betrieb der BNK-Technologie fristgerecht 

aufgenommen werden kann. Ohne eine solche Klarstellung droht vielen Betreibern eine 

unverschuldete Pönalisierung nach § 52 EEG. Die daraus resultierenden Erlöseinbußen 

fehlen dann für dringend notwendige Investitionen in den weiteren Ausbau der 

Erneuerbaren Energien. 
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Vorschlag Um eine unverschuldete Pönalisierung von Anlagenbetreibern zu verhindern, schlägt der 

BWE eine Anpassung des EEG vor. Als geeigneter Nachweis für die funktionsfähige 

Installation der BNK sollten nur diejenigen Schritte gelten, die im Einflussbereich des 

Anlagenbetreibers für die Zulassung der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung liegen.  

Neuanlagen sollen darüber hinaus auch ohne BNK-System in Betrieb gehen dürfen, wenn 

die Betreiber dieses unverzüglich nach abschließender behördlicher Genehmigung in 

Betrieb nehmen. 

Norm EEG 

5.8 Umgang mit bebauten Flächen im Erbfall 

Nutzen Keine Verteuerung und Verzögerung der Flächenbereitstellung 

Kontext Zu Lebzeiten sehen sich Eigentümer*innen von Flächen mit Erneuerbaren-Energien-

Anlagen mit dem Szenario konfrontiert, ihre Erben im Erbfall mit erheblichen 

Steuerverbindlichkeiten zu belasten. Daher zögern sie unserer Beobachtung nach daher 

immer häufiger, ihre Flächen einem Projektierer im Rahmen eines Nutzungsvertrages für 

Erneuerbare Energien zur Verfügung zu stellen. Diese erhöhten Steuern im Erb- oder 

Schenkungsfall bei landwirtschaftlichen Flächen, die mit Windenergieanlagen bebaut sind, 

resultieren aus dem gemeinsamen Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder 

„Bewertung von Grundstücken mit Windkraftanlagen (…); Bestimmung des Bodenwertes 

gem. § 179 BewG“. Dieser führt unter anderem dazu, dass Steuern im Erb- oder 

Schenkungsfall erheblich viel höher sind, da auch keine Freibeträge zur Anwendung 

kommen. Neben dem Zögern der Flächeneigentümer*innen beobachten wir jedoch auch 

eine Reihe von juristischen Lösungen, die das skizzierte Drohszenario mindern sollen. Alle 

diese Lösungen aus der Praxis führen zu bürokratischem Mehraufwand und zu einer 

Verteuerung der Projekte. 

Vorschlag Um dies zu verhindern und die Energiewende weiterhin entschlossen voranzutreiben, regen 

wir an, das Bewertungsgesetz in den §§ 158, 159 und 160 dahingehend zu ändern, dass 

auch Flächen, die mit Windenergieanlagen bebaut sind, im Erbfall oder bei Abwicklung des 

Betriebs weiterhin dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen zugeordnet werden 

dürfen. 

Norm Bewertungsgesetz 
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6.1 Ertüchtigung und Ausbau der Verteilnetze 

Nutzen Entlastung des Netzausbaus durch eine unbürokratische Ertüchtigung der Verteilnetze 

Kontext Eine beschleunigte Entwicklung der Verteilnetze ist essenziell, um Deutschlands 

Energieversorgung zu sichern und die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Da der 

Großteil der Erneuerbaren-Energien-Anlagen und Batteriespeicher auf Verteilnetzebene 

angeschlossen werden, stehen diese Netze vor enormen Herausforderungen: Schon jetzt 

muss die bisher zentralisierte Netzstruktur dezentralen Anforderungen gerecht werden, 

indem zahlreiche Erzeugungs- und Speicheranlagen integriert und steuerbar gemacht 

werden.  

Vorschlag Die Engpässe in den Verteilnetzen gefährden die Versorgungssicherheit, weshalb der 

Netzausbau dringend vereinfacht und beschleunigt werden muss. Maßnahmen wie die 

Anwendung des überragenden öffentlichen Interesses auf Verteilnetze, die Anhebung der 

UVP-Schwellenwerte und reduzierte Verwaltungsaufgaben können die notwendige 

Ertüchtigung der Verteilnetze sicherstellen. 

Norm EnWG, UVPG 

6.2 Überbauung von Netzverknüpfungspunkten 

Nutzen Effiziente Nutzung der bestehenden Netzinfrastruktur und Beitrag zur Dämpfung der 

Netzentgelte 

Kontext Der schleppende Netzausbau bremst die Energiewende zunehmend aus. Die Überbauung 

von Netzverknüpfungspunkten (NVP) bietet allerdings eine kostengünstige und schnell 

umsetzbare Lösung, bis der Netzausbau erfolgt ist. Erneuerbare-Energien-Anlagen sind über 

NVP an das Stromnetz angeschlossen. NVP sind in der Regel darauf ausgelegt, 100 Prozent 

der theoretischen Einspeiseleistung der angeschlossenen Anlagen in das Stromnetz 

einzuspeisen. Dabei zeigt eine im April 2024 veröffentlichte Studie des BEE, dass die volatile 

Einspeisung durch Wind- und insbesondere PV-Anlagen mit einer geringen 

durchschnittlichen Auslastung der NVP von unter 50 Prozent einhergeht. Dementsprechend 

ist es technisch möglich, mehr Leistung an einen NVP anzuschließen, als dieser theoretisch 

in das Stromnetz einspeisen kann. Diese Überbauung von NVP wird von den meisten 

Netzbetreibern unverständlicherweise abgelehnt. 

Am 29. Januar 2025 verabschiedete der Bundestag mit den Stimmen der 

Bundestagsfraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU Änderungen des EEG, 

welche den rechtssicheren Rahmen für die NVP-Überbauung schaffen. 

Wir begrüßen die parteiübergreifende Kooperation, die der Energiewende einen neuen 

Schub geben kann. Damit ist ein wichtiger Schritt zur kosteneffizienten Nutzung der 

bestehenden Netzinfrastruktur und der technologieübergreifenden Überbauung von 

Netzverknüpfungspunkten getan. 

Vorschlag Die im Bundestag mitbeschlossene Gesetzesbegründung macht deutlich, dass der 

Gesetzgeber den Rahmen für technologieübergreifende Überbauungsprojekte schaffen 

will. Die EE-Branche hat sich das klare Ziel gesetzt, diese Gelegenheit zu nutzen und 

https://www.bee-ev.de/themen/fachthemen/netzverknuepfungspunkte
https://www.bee-ev.de/themen/fachthemen/netzverknuepfungspunkte
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möglichst viele Überbauungsprojekte auf den Weg zu bringen. Um dieses gemeinsame Ziel 

zu verwirklichen, bedarf es allerdings noch einer entscheidenden Änderung: Die Novelle des 

EEG kann ihr volles Potenzial zur Entlastung des Netzausbaus und zur Dämpfung der 

Netzentgelte nur dann entfalten, wenn aus der Option, flexible Netzanschlussverträge zu 

schließen, ein grundsätzliches Recht der Anlagenbetreiber wird, NVP zu überbauen. Dies ist 

technisch sicher und sollte daher nur in begründeten Ausnahmefällen abgelehnt werden 

können. So stellt der Gesetzgeber sicher, dass Überbauungsprojekte nicht am fehlenden 

Willen einiger Netzbetreiber scheitern. 

Norm EEG, EnWG 

6.3 Standardisierung und Digitalisierung des Netzanschlussprozesses 

Nutzen Entbürokratisierung des Netzanschlussverfahrens und Entlastung aller beteiligten Akteure 

Kontext Der Netzanschluss von Windenergieanlagen wird nicht nur durch den schleppenden 

Netzausbau, sondern auch durch einen Flickenteppich von aufwändigen 

Netzanschlussverfahren verzögert. Deutschlandweit projektierende Unternehmen müssen 

die Technischen Anschlussbedingungen (TAR) und Prozessabläufe von etwa 900 

Verteilnetzbetreibern beachten. Daher sollten die Netzanschlussverfahren durch mehr 

Standardisierung, Automatisierung und Digitalisierung entbürokratisiert und beschleunigt 

werden.  

Vorschlag Der im November 2024 beschlossene Kabinettsbeschluss zu einer EnWG-Novelle sah die 

Einführung entsprechender Verbesserungen vor: Die Digitalisierung des 

Netzanschlussprozesses, eine unverbindliche Netzanschlussauskunft sowie einen 

Reservierungsmechanismus für Netzanschlusskapazität. Diese Netzanschlussbeschleuniger 

gilt es nun schnellstmöglich im künftigen Bundestag zu beschließen.  

Der digitale und für alle Verteilnetzbetreiber (VNB) weitestmöglich standardisierte 

Netzanschlussprozess beschleunigt und entbürokratisiert das langwierige 

Netzanschlussverfahren. Die digitale und unverbindliche Netzanschlussauskunft wiederum 

erhöht die Transparenz der Netzdaten. Dadurch können Projektierer ihre 

Netzanschlussbegehren auf aussichtsreiche Standorte mit verfügbaren 

Netzanschlusskapazitäten fokussieren. Diese Netztransparenz ist auch für das Gelingen der 

NVP-Überbauung essenziell. Letztlich kann der bundeseinheitliche 

Reservierungsmechanismus für Netzanschlusskapazität Planungssicherheit schaffen und 

Prozesse beschleunigen. Die zeitlich begrenzte und technologiespezifische Reservierung 

von Netzanschlusskapazität würde an den Nachweis von Projektfortschritten geknüpft, 

sodass Netzbetreiber wesentlich entlastet werden. Durch diese prozessualen 

Kosteneinsparungen können auch die Stromgestehungskosten gedämpft werden. 

Norm EnWG 

Empfehlung Rascher Beschluss der im EnWG-Gesetzentwurf vorliegenden Regelung. 
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6.4 Freileitungen statt Erdkabel 

Nutzen Deutliche Kostenersparnis beim Ausbau der Netze 

Kontext 2015 wurde der Erdkabelvorrang für Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen 

(HGÜ-Leitungen) eingeführt, um die Akzeptanz des Netzausbaus zu steigern. Spätestens seit 

dem Angriffskrieg auf die Ukraine ist die Energiewende und die damit einhergehende 

Energiesicherheit in der Mitte der Bevölkerung angekommen. 

Vorschlag Es ist die Erkenntnis gereift, dass steigende Netzentgelte und Strompreise womöglich eine 

größere Akzeptanzhürde darstellen als der Bau von Freileitungen. Daher lohnt es sich, 

erneut über den Erdkabelvorrang zu diskutieren. Freileitungen sind in der Regel schneller 

umzusetzen, einfacher zu warten und um ein Vielfaches kostengünstiger. Mehrere 

Übertragungsnetzbetreiber beziffern die potenzielle Kosteneinsparung allein bei drei HGÜ-

Projekten auf 20 Milliarden Euro. Die gesetzliche Priorisierung von Erdkabeln sollte durch 

freie Wahlmöglichkeiten der Netzbetreiber ersetzt werden. Der entbürokratisierte 

Netzausbau kann so zur Senkung der Netzentgelte und Strompreise beitragen. 
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7.1 Energy Sharing 

Nutzen Durch eine gerechte Beteiligung, transparente Regelungen und finanzielle Vorteile kann die 

Bevölkerung unmittelbar von Windparks und der Energiewende als Ganzes profitieren.  

Kontext Energy Sharing bietet eine einzigartige Chance, Bürgerinnen und Bürger aktiv in die 

Energiewende einzubeziehen und gleichzeitig die Wertschöpfung vor Ort zu stärken. Es ist 

nicht nur ein entscheidender Faktor für die Wertschöpfung des dringend benötigten 

Windenergieausbaus, sondern auch eine rechtliche Verpflichtung, die Deutschland bisher 

nicht erfüllt hat. Die Europäische Strombinnenmarktrichtlinie legt in Artikel 15a klar fest, 

dass die Mitgliedstaaten allen Haushalten, kleinen und mittleren Unternehmen sowie 

öffentlichen Einrichtungen das Recht einräumen müssen, sich diskriminierungsfrei an der 

Nutzung Erneuerbarer Energien zu beteiligen. Diese Regelung hätte bereits bis Mitte 2021 

in nationales Recht umgesetzt werden müssen. Deutschland hat diese Frist verstreichen 

lassen und somit die Chance verpasst, eine Vorreiterrolle einzunehmen. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) präsentierte dazu im 

Rahmen der Verbändeanhörungen zur EEG/EnWG-Novelle im Oktober 2024 einen 

Vorschlag, der die gemeinsame Nutzung von Energie ab Juni 2026 innerhalb eines 

Bilanzierungsgebiets und ab Juni 2028 auch in angrenzenden Bilanzierungsgebieten 

ermöglichen sollte. Doch die Verabschiedung scheiterte aufgrund der Regierungsauflösung. 

Zudem bot der vorgelegte regulatorische Entwurf kaum Umsetzungsmöglichkeit für 

Windenergieprojekte, wodurch das Potenzial für eine gerechte und effektive Umsetzung 

von Energy Sharing weiterhin ungenutzt bleibt. 

Vorschlag Wir haben jetzt die Möglichkeit, nicht nur die Versäumnisse der Vergangenheit 

auszugleichen, sondern mit ambitionierten Maßnahmen die Grundlage für eine gerechte 

und nachhaltige Energiezukunft zu schaffen. Ein wirksames Energy-Sharing-Gesetz kann die 

Senkung der Energiekosten vor Ort vorantreiben, indem es finanzielle Entlastungen bei 

Netzentgelten, Umlagen und Steuern ermöglicht, was nicht nur die Akzeptanz der 

Energiewende erhöht, sondern auch Haushalte und Unternehmen unmittelbar entlastet. 

Gleichzeitig kann eine stärkere regionale Wertschöpfung erreicht werden, indem neben den 

Miteigentümern von Bürgerenergieprojekten auch Anwohner*innen im näheren Umkreis 

von den EE-Anlagen profitieren. Eine geografische Begrenzung mit einem zweistelligen 

Kilometer-Radius rund um die Anlagen würde die gerechte Teilhabe sicherstellen und die 

Akzeptanz vor Ort fördern. Ein solcher Ansatz kann den administrativen Aufwand erheblich 

reduzieren und so auch Behörden entlasten, da geografische Begrenzungen einfacher 

umzusetzen wären als komplexere Regelungen auf Basis von Netzbilanzierungsgebieten. 

Darüber hinaus trägt Energy Sharing durch die lokale Nutzung Erneuerbarer Energien zur 

Versorgungssicherheit bei, indem es die Abhängigkeit von zentralen Energiequellen 

verringert, Übertragungsverluste mindert und regionale Stromnetze stabilisiert. 

Ein zukunftsweisendes Gesetz muss außerdem sicherstellen, dass alle relevanten Akteure in 

den Prozess eingebunden werden. Es wäre ein Fehler, größere Betreiber, Direktvermarkter 

oder Grünstromhändler von der Teilnahme auszuschließen. Die bisher diskutierte 

Einschränkung, Energy Sharing nur als „Nebenaktivität“ zuzulassen, würde jene 

benachteiligen, die sich seit Jahren für die Energiewende engagieren, und die Effizienz und 

Breitenwirkung des Modells erheblich mindern. Stattdessen sollten möglichst viele Akteure 
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eingebunden werden, um den Markt für Erneuerbare Energien zu stärken und das Potenzial 

von Energy Sharing voll auszuschöpfen. 

Norm EnWG 

7.2 Vereinfachung bei § 6 EEG 

Nutzen Transparente und sachgerechte Umsetzung der kommunalen Beteiligung 

Kontext Die bisherige Rechtslage des § 6 EEG basiert auf hypothetischen Einspeisemengen und führt 

zu Unsicherheiten. 

Vorschlag Deshalb steht der BWE für die Streichung der fiktiven Strommengenregelungen aus § 6 EEG, 

wie sie bereits im Referentenentwurf der EnWG-EEG-Novelle vom Oktober 2024 

vorgeschlagen wurde. Mit der Begrenzung auf tatsächlich eingespeiste Strommengen und 

einem Angebot von 0,2 ct wird eine transparente und sachgerechte Lösung geschaffen. Dies 

erhöht die Planbarkeit für Betreiber und Kommunen und fördert zugleich die Effizienz des 

Marktes. 

Norm EEG 

Empfehlung Regelungsentwurf lag in der EnWG-/EEG-Novelle bereits vor und kann unmittelbar 

umgesetzt werden. 

7.3 Transparenz bei der kommunalen Beteiligung durch die Windenergie 

Nutzen Sichtbarmachung der kommunalen Beteiligung durch die Windenergie 

Kontext Regionale Wertschöpfung ist ein Kernanliegen der Onshore-Windenergie. § 6 des EEG 

ermöglicht es Standortkommunen, von den Stromerträgen aus Windenergieanlagen zu 

profitieren. Immer mehr Kommunen können dadurch in Erneuerbare-Energien-Projekte 

eingebunden werden und unmittelbar vom Fortschritt der Energiewende profitieren. Seit 

2023 gilt dies nicht nur für Neuprojekte, sondern auch für Bestandsanlagen. Allerdings 

bleiben die geleisteten Zahlungen bisher weitgehend unsichtbar. 

Vorschlag Daher schlagen wir vor, dass Kommunen die erhaltenen Beiträge transparent machen, um 

den finanziellen Beitrag der Windenergie zu kommunalen Haushalten sichtbar zu machen. 

Für ein umfassendes und informatives Gesamtbild, das sowohl für Kommunen als auch für 

die Menschen vor Ort und die Branche von Bedeutung ist, sollten die Zahlungen vor Ort in 

geeigneter Weise veröffentlicht werden. 

Norm EEG 
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7.4 Harmonisierung der Landes-Beteiligungsgesetze 

Nutzen Erleichterung der Beteiligungspraxis  

Kontext Die Beteiligung von Kommunen und Anwohner*innen hat in der Windenergiebranche eine 

lange Tradition und wird vielerorts unabhängig von Landesbeteiligungsgesetzen umgesetzt. 

Vorschlag Da immer mehr Bundesländer eigene Regelungen einführen, spricht sich der BWE für einen 

einheitlichen, übergeordneten Rahmen aus, um einen Flickenteppich zu vermeiden. Ein 

flexibles Angebotsspektrum ist dabei entscheidend, um im Rahmen der 

Vorhabenmöglichkeiten den individuellen Bedürfnissen der Kommunen und 

Anwohner*innen in den verschiedenen Bundesländern gerecht zu werden. Dabei sollte ein 

Rahmen für die Kosten enthalten sein, um Transparenz und Vergleichbarkeit 

sicherzustellen. 

Norm EEG 

Empfehlung Prüfung und Weiterentwicklung des im Herbst vorgelegten Regelungsvorschlags in der 

EnWG-/EEG-Novelle 

7.5 Erleichterungen bei der Prospektpflicht 

Nutzen Unser Anliegen ist es, dass es auch in Zukunft in Deutschland ein breites Spektrum an 

Akteuren und Projektgrößen gibt. Dazu gehören auch kleinere Projekte von 

Bürgerenergiegesellschaften.  

Kontext Die Prospektpflicht, die für die öffentliche Kapitalaufnahme erforderlich ist, stellt für diese 

Vorhaben eine erhebliche Hürde dar. Diese Vorschrift verlangt einen genehmigten 

Verkaufsprospekt der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, was aufwändig und 

kostspielig ist. Besonders für kleinere Projekte im Bereich der Erneuerbaren Energien ist dies 

eine kaum zu bewältigende Belastung, die den Fortschritt der Energiewende bremsen kann. 

Vorschlag Vorschlag zu Änderungen des Vermögensanlagengesetzes: 

• Befreiung von BEG (§ 3 Nr. 15 EEG) von der Prospektpflicht. 

• Erhöhung des Verkaufspreises für Vermögensanlagen auf 400.000 Euro. 

• Anhebung des Schwarmfinanzierungsvolumens auf 8 Millionen Euro. 

Ziel soll sein, eine rechtliche Grundlage zu schaffen, die einerseits den Anlegerschutz 

gewährleistet, andererseits aber bürgernahe und lokal verankerte Projektplanung im 

Bereich EE entlastet. 

Norm Vermögensanlagengesetz 
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8 Das Potenzial der Offshore-Windenergie 

Mit fachlicher Unterstützung  
des Bundesverbandes Windenergie Offshore e.V. sowie der Stiftung Offshore-Windenergie 
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8.1 Energiepolitische- und regulatorische Maßnahmen 

8.1.1 Offshore-Ausschreibungsdesign reformieren 

Nutzen Höhere Realisierungswahrscheinlichkeit, bessere Refinanzierungsbedingungen und damit 

niedrigere Investitionskosten für Projekte, niedrigere Strompreise für Wirtschaft und 

Industrie, Entlastung der Lieferkette, Anreiz europäischer Wertschöpfung, Stärkung der 

Innovationskraft. 

Kontext Das auf staatliche Erlösmaximierung ausgelegte Ausschreibungsdesign für Offshore-

Windflächen begünstigt risikoreiches Bieterverhalten finanzstarker Investoren. Geringe 

Pönalen sowie unsicherere Wirtschaftlichkeitsprognosen verringern die 

Realisierungswahrscheinlichkeit von Projekten. Hohe Gebotssummen lassen sich fast nur 

über höhere Preise langfristiger Stromabnahmeverträge für Industrie und Wirtschaft, über 

Druck auf die Lieferkette oder über ein Ausweichen auf günstigere, möglicherweise staatlich 

subventionierte nichteuropäische Komponenten refinanzieren. Der dämpfende Einfluss der 

Auktionserlöse auf die steigende Offshore-Netzumlage dürfte gering ausfallen. Die EU-

Kommission forderte 2023 eine Prüfung ungedeckelter Auktionen – Deutschland hat darauf 

nicht reagiert. Die Rechtsvorschriften für die zeitliche Realisierung von Offshore-Windparks 

gefährden die Investitionssicherheit der Projekte und müssen angepasst werden. 

Vorschlag Die Novelle des Windenergie-auf-See-Gesetzes und des Offshore-Ausschreibungsdesigns ist 

notwendig. Anpassungen sollten möglichst in Abstimmung mit den europäischen Partnern 

erfolgen. Mit der Umsetzung des Net Zero Industry Acts der EU in Deutschland sollten 

sinnvolle Präqualifikations- und qualitative Kriterien eingeführt werden. So kann der Fokus 

auf Auktionserlöse reduziert werden. Alternative Fördermechanismen wie beidseitige 

Differenzverträge sollten auf Basis der Erfahrungen anderer entwickelter Offshore-

Windmärkte geprüft werden. Den Entwicklern von Offshore-Windparks sollten nach ihrem 

verbindlichen Netzanschlusstermin deutlich mehr als sechs Monate Zeit gegeben werden, 

um die Betriebsbereitschaft ihrer Windenergieanlagen nachzuweisen. 

Norm Windenergie-auf-See-Gesetz 

8.1.2 Akteursvielfalt durch 1-GW-Flächen stärken 

Nutzen Förderung von Wettbewerb, Akteursvielfalt und Effizienz. 

Kontext Der bisherige Fokus auf 2-GW-Flächen hat die Teilnahmemöglichkeiten für kleinere 

Unternehmen und Konsortien eingeschränkt. Der Flächenentwicklungsplan 2025 sieht nun 

auch Flächen mit 1 GW oder weniger vor. 

Vorschlag Auch künftig sollten 1-GW-Flächen ausgeschrieben werden, um Akteursvielfalt und 

Wettbewerb zu stärken – in Verbindung mit einem Bieterlimit, das jedem Bieter nur den 

Zuschlag für eine Fläche pro Auktion erlaubt. 
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8.1.3 Hybride Interkonnektoren als Wegbereiter für regionale Offshore-Vernetzung 

Nutzen Flexiblere Integration der Offshore-Windenergie in das europäische Stromsystem. 

Kontext Hybride Interkonnektoren erhöhen die Kapazitäten für den internationalen Stromtransport 

und senken Stromkosten. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte auf ein investitionssicheres EU-Marktdesign und die Beseitigung 

struktureller Nachteile für PPA aus Offshore-Gebotszonen hinarbeiten. 

8.1.4 Offshore-Elektrolyse-Hubs nutzen 

Nutzen Kostensenkung und bessere Integration der Offshore-Windenergie. 

Kontext Die Offshore-Elektrolyse ist bisher in Deutschland noch wenig entwickelt, bietet jedoch 

insbesondere an küstenfernen Standorten erhebliche Potenziale. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte Pilotprojekte fördern, kombinierte Anschlusskonzepte 

ermöglichen und die Offshore-Elektrolyse in die Zielvorgaben des WindSeeG aufnehmen. 

Norm Windenergie-auf-See-Gesetz 

8.1.5 Weiterbetrieb von Offshore-Windparks ermöglichen 

Nutzen Effiziente Nutzung bestehender Infrastruktur und verbesserte Klima- und Umweltbilanz 

Kontext Ab 2040 laufen die Genehmigungen für die ersten großen Offshore-Windparks aus. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte den koordinierten Weiterbetrieb von Anlagen prüfen und 

regulatorisch grundsätzlich ermöglichen. 
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8.2 Kosten- und ressourceneffizienter Ausbau durch optimierte Planung 

8.2.1 Flächen effizienter nutzen 

Nutzen Geringere Abschattungseffekte und höhere Erträge. 

Kontext Die derzeitige Bebauungsdichte erhöht Abschattungseffekte und verringert die Effizienz. 

Vorschlag Unter der Voraussetzung, dass die gesetzlichen Ausbauziele bis 2045 erreicht werden, sollte 

für künftig auszuweisende Flächen eine Reduzierung der Bebauungsdichte geprüft werden. 

8.2.2 Abschattungseffekte durch grenzüberschreitende Flächenplanung reduzieren 

Nutzen Effizientere Flächennutzung und geringere Umweltbelastung. 

Kontext Die Flächenplanung in Nord- und Ostsee erfolgt derzeit überwiegend auf nationaler Ebene 

und verursacht grenzüberschreitende Effekte. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte eine frühzeitige und transparente Zusammenarbeit mit den 

Nachbarländern etablieren. 

8.2.3 Gespräche mit Dänemark über die Möglichkeit einer radialen Anbindung 
aufnehmen 

Nutzen Optimierung der Offshore-Potenziale durch grenzübergreifende Zusammenarbeit. 

Kontext Dänemark verfügt über größere Flächen, die für die Offshore-Windenergie geeignet sind. 

Würden diese Flächen mit Offshore-Windparks bebaut und an das deutsche Stromnetz 

angeschlossen, könnten Abschattungseffekte und Stromgestehungskosten reduziert und 

Erträge optimiert werden. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte mit dem Nachbarland Dänemark die Möglichkeit radialer 

Anbindungen einzelner Flächen prüfen. 
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8.3 Industrie- und finanzpolitische Maßnahmen 

8.3.1 Lieferketten stärken durch geeignete Rahmenbedingungen für Investitionen und 
Finanzierung 

Nutzen Ein höherer Anteil deutscher und europäischer Wertschöpfung. Schaffung von 

Arbeitsplätzen. Auslösen von Investitionen. Re-Industrialisierung. Sicherung von Know-how 

in einem Hochtechnologiesektor. 

Kontext Die Offshore-Windindustrie und ihre maritime Zulieferkette bieten ein enormes 

Wertschöpfungspotenzial. Um dieses auszuschöpfen, müssen zentrale Herausforderungen 

angegangen werden. Dazu gehören Investitionen in neue Fertigungskapazitäten, die 

Vorabfinanzierung von Projekten, Vertragserfüllungsbürgschaften und Betriebskapital. 

Offshore-Windprojekte erfordern Investitionen von mehreren hundert Millionen bis zu 

mehreren Milliarden Euro. Die oft mittelständisch geprägte Zulieferkette kann das allein 

nicht stemmen. Maßgeschneiderte Finanzierungsinstrumente – jedoch keine Subventionen 

– sind nötig. 

Zudem muss der globale Wettbewerb fair bleiben. Ein Level-Playing-Field ist essenziell. Die 

Stärkung der heimischen Produktionskapazitäten erhöht zudem die Resilienz gegenüber 

geopolitischen Risiken. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte den Net-Zero Industry Act der EU zügig umsetzen. Bereits 

eingeführte Finanzierungsinstrumente für zinsverbilligte Kredite und Bürgschaften sollten 

zügig angewendet werden. Bestehende Lücken sind zu schließen. Zudem sollten staatliche 

Bürgschaftsinstrumente und der kommerzielle Bankensektor besser verzahnt werden, um 

Synergien zu nutzen. 

8.3.2 Häfen erweitern und ertüchtigen 

Nutzen Sicherstellung ausreichender Kapazitäten für den Ausbau der Offshore-Windenergie. 

Kontext Die Infrastruktur der deutschen Seehäfen ist derzeit nicht ausreichend ausgebaut. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte die Finanzierung des Hafenausbaus klären und Mittel aus den 

Auktionseinnahmen für Offshore-Windenergie für den Ausbau und die Ertüchtigung der 

Seehäfen für Offshore-Windenergie einsetzen. 
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8.4 Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit für Mitarbeitende 

8.4.1 Küstenferne Rettung ermöglichen 

Nutzen Verbesserte Sicherheitsvorkehrungen in küstenfernen Offshore-Gebieten. 

Kontext Ein einheitlicher Rechtsrahmen für küstenferne Rettung von Mitarbeitenden auf See fehlt 

bisher. 

Vorschlag Die Bundesregierung sollte gemeinsam mit den betroffenen Bundesländern einen 

entsprechenden Rechtsrahmen schaffen und die Rettungsinfrastruktur organisieren. 

Rettungsdienstleistungen sollten staatlich koordiniert und ausgeschrieben werden. 

8.5 Maßnahmen zur Erhöhung der Versorgungssicherheit 

8.5.1 Kritische maritime Energieinfrastruktur schützen 

Nutzen Mehr Versorgungssicherheit als Voraussetzung für die Energiesicherheit. Synergien 

zwischen Offshore-Windenergie, Sicherheit und Militär. 

Kontext Die kritische maritime Energieinfrastruktur muss vor physischen und Cyber-Angriffen 

geschützt werden. Insbesondere physische Angriffe stellen eine Herausforderung dar, da 

Offshore-Windparks und ihre Netzverknüpfungssysteme abgelegen sind und verschiedene 

administrative Ebenen zuständig sind. Ein wirksamer Schutz erfordert gezielte Maßnahmen 

und eine enge Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft. 

Vorschlag Die künftige Bundesregierung sollte die Meeresraumüberwachung durch 

Sicherheitsbehörden und Marine ausbauen, den rechtlichen Rahmen klären und die EU-

Richtlinien NIS-2 und CER zügig umsetzen. Zudem sollte die Kooperation zwischen 

Betreibern und Behörden gestärkt werden – das Gewaltmonopol bleibt jedoch beim Staat. 

Norm NIS 2 und KRITIS Dachgesetz 
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